
P6_TA(2008)0380 

Europäisches Justizielles Netz * 

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 2. September 2008 zu der 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik im Hinblick auf die Annahme 

eines Beschlusses des Rates über das Europäische Justizielle Netz (5620/2008 – 

C6-0074/2008 – 2008/0802(CNS)) 

(Verfahren der Konsultation) 

Das Europäische Parlament, 

– in Kenntnis der Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der 

Tschechischen Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des 

Königreichs Belgien, der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums 

Luxemburg, des Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik 

Estland, der Republik Österreich und der Portugiesischen Republik (5620/2008), 

– gestützt auf Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe c des EU-Vertrags, 

– gestützt auf Artikel 39 Absatz 1 des EU-Vertrags, auf dessen Grundlage es vom Rat 

konsultiert wurde (C6-0074/2008), 

– gestützt auf die Artikel 93 und 51 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres 

(A6-0292/2008), 

1. billigt die Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der 

Tschechischen Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des 

Königreichs Belgien, der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums 

Luxemburg, des Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik 

Estland, der Republik Österreich und der Portugiesischen Republik in der geänderten 

Fassung; 

2. fordert den Rat auf, den Text entsprechend zu ändern; 

3. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament 

gebilligten Text abzuweichen; 

4. fordert den Rat auf, es erneut zu konsultieren, falls er beabsichtigt, die Initiative der 

Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen Republik, des 

Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, der Republik 

Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des Königreichs der 

Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der Republik Österreich 

und der Portugiesischen Republik entscheidend zu ändern; 



5. fordert den Rat und die Kommission auf, nach Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon 

jedem künftigen Vorschlag zur Änderung des Beschlusses gemäß der Erklärung Nr. 50 zu 

Artikel 10 des Protokolls über die Übergangsbestimmungen, das dem Vertrag über die 

Europäische Union, dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union und dem 

Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft beizufügen ist, Priorität 

einzuräumen; 

6. ist fest entschlossen, jeden solchen künftigen Vorschlag im Dringlichkeitsverfahren nach 

dem in Ziffer 5 genannten Verfahren und in enger Zusammenarbeit mit den 

einzelstaatlichen Parlamenten zu prüfen; 

7. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 

Kommission sowie den Regierungen der Republik Slowenien, der Französischen Republik, 

der Tschechischen Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des 

Königreichs Belgien, der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums 

Luxemburg, des Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik 

Estland, der Republik Österreich und der Portugiesischen Republik zu übermitteln. 

Abänderung  1 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik  

Erwägung 7 

 

Von 14 Mitgliedstaaten  vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

(7) Die justizielle Zusammenarbeit 

zwischen den Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union muss verstärkt und 

den Kontaktstellen des Europäischen 

Justiziellen Netzes und von Eurojust muss 

zu diesem Zweck ermöglicht werden, 

unmittelbar und effizienter durch ein 

gesichertes Telekommunikationsnetz 
miteinander zu kommunizieren, wann 

immer dies nötig ist, 

(7) Die justizielle Zusammenarbeit 

zwischen den Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union muss verstärkt und 

den Kontaktstellen des Europäischen 

Justiziellen Netzes und von Eurojust muss 

zu diesem Zweck ermöglicht werden, 

unmittelbar und effizienter durch 

gesicherte Telekommunikations-

verbindungen miteinander zu 

kommunizieren, wann immer dies nötig ist, 



Abänderung  2 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Erwägung 7 a (neu) 

 

Von 14 Mitgliedstaaten  vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

 (7a) Für die Verarbeitung 

personenbezogener Daten sollte der 

Rahmenbeschluss des Rates (.../.../JI) 

über den Schutz personenbezogener 

Daten1, die im Rahmen der polizeilichen 

und justiziellen Zusammenarbeit in 

Strafsachen verarbeitet werden, zur 

Gewährleistung eines angemessenen 

Niveaus des Datenschutzes Anwendung 

finden. Die Mitgliedstaaten sollten in 

ihrem innerstaatlichen Recht ein 

Datenschutzniveau gewährleisten, das 

zumindest dem entspricht, das gemäß dem 

Übereinkommen des Europarats vom 

28. Januar 1981 zum Schutz des 

Menschen bei der automatischen 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

und dem Zusatzprotokoll vom 

8. November 2001 hierzu besteht, und 

dabei die Empfehlung Nr. R (87) 15 des 

Ministerkomitees des Europarats vom 

17. September 1987 an die Mitglied-

staaten über die Nutzung personen-

bezogener Daten im Polizeibereich 

beachten, die auch insoweit Anwendung 

findet, als die Daten nicht automatisiert 

verarbeitet werden. 

___________ 

1ABl. L... 



Abänderung  3 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 2 – Absatz 3 

 

Von 14 Mitgliedstaaten  vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

3. Jeder Mitgliedstaat benennt unter den 

Kontaktstellen eine nationale Anlaufstelle 

für das Europäische Justizielle Netz. 

3. Jeder Mitgliedstaat benennt unter den 

Kontaktstellen eine nationale Anlaufstelle 

für das Europäische Justizielle Netz sowie 

eine nationale Informationskontaktstelle. 

Abänderung  4 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 2 – Absatz 4 

 

Von 14 Mitgliedstaaten  vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

4. Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass 

seine Kontaktstellen Aufgaben in Bezug 

auf die justizielle Zusammenarbeit in 

Strafsachen wahrnehmen und angesichts 

des Erfordernisses, die Kommunikation 

zwischen diesen und den Kontaktstellen 

der anderen Mitgliedstaaten zu 

ermöglichen, neben der Landessprache 

über ausreichende Kenntnisse in einer 

anderen Sprache der Europäischen Union 

verfügen. Vor der Benennung einer neuen 

Kontaktstelle kann der Mitgliedstaat die 

Meinung der nationalen Anlaufstelle 

einholen. 

4. Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass 

seine Kontaktstellen Aufgaben in Bezug 

auf die justizielle Zusammenarbeit in 

Strafsachen wahrnehmen und angesichts 

des Erfordernisses, die Kommunikation 

zwischen diesen und den Kontaktstellen 

der anderen Mitgliedstaaten zu 

ermöglichen, neben der Landessprache 

über ausreichende Kenntnisse in einer 

anderen Sprache der Europäischen Union 

verfügen. Bei der Auswahl von 

Kontaktstellen halten sich die 

Mitgliedstaaten an die in den Leitlinien 

für die Auswahl von Kontaktstellen des 

Europäischen Justiziellen Netzes 

vorgegebenen Kriterien. 

 

Abänderung  5 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 



Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 2 – Absatz 4 a (neu) 

 

Von 14 Mitgliedstaaten  vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

 4a. Die Mitgliedstaaten müssen auch 

gewährleisten, dass ihre Kontaktstellen 

über ausreichende Ressourcen verfügen, 

um ihre Aufgaben angemessen zu 

erfüllen. 

Abänderung  6 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 2 – Absatz 5 

 

Von 14 Mitgliedstaaten  vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

5. Die Verbindungsrichter/-staatsanwälte 

im Sinne der Gemeinsamen Maßnahme 

96/277/JI werden, soweit sie in einem 

Mitgliedstaat ernannt wurden und 

Aufgaben wahrnehmen, die den den 

Kontaktstellen nach Artikel 4 übertragenen 

Aufgaben entsprechen, von dem 

Mitgliedstaat, der den Verbindungsrichter/-

staatsanwalt ernannt hat, nach von diesem 

Mitgliedstaat festzulegenden Modalitäten 

dem Europäischen Justiziellen Netz und 

dem gesicherten Telekommunikationsnetz 

nach Artikel 10 angeschlossen. 

5. Die Verbindungsrichter/-staatsanwälte 

im Sinne der Gemeinsamen Maßnahme 

96/277/JI werden, soweit sie in einem 

Mitgliedstaat ernannt wurden und 

Aufgaben wahrnehmen, die den den 

Kontaktstellen nach Artikel 4 übertragenen 

Aufgaben entsprechen, von dem 

Mitgliedstaat, der den Verbindungsrichter/-

staatsanwalt ernannt hat, nach von diesem 

Mitgliedstaat festzulegenden Modalitäten 

dem Europäischen Justiziellen Netz und 

den gesicherten Telekommunikations-

verbindungen nach Artikel 10 

angeschlossen. 

Abänderung  7 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 2 – Absatz 7 



 

Von 14 Mitgliedstaaten  vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

7. Das Europäische Justizielle Netz verfügt 

über ein Sekretariat, das in 

Zusammenarbeit und in Konsultation mit 

dem Ratsvorsitz für die Verwaltung des 

Netzes verantwortlich ist. Das Sekretariat 

kann in Konsultation mit dem Vorsitz das 

Netz vertreten. 

7. Das Europäische Justizielle Netz verfügt 

über ein Sekretariat, das für die 

Verwaltung des Netzes verantwortlich ist. 

Abänderung  8 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 3 – Buchstabe b 

 

Von 14 Mitgliedstaaten  vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

b) es hält nach Maßgabe der Artikel 5, 6 

und 7 regelmäßig Sitzungen der Vertreter 

der Mitgliedstaaten ab;  

b) es hält nach Maßgabe der Artikel 5 und 

6 regelmäßig Sitzungen der Vertreter der 

Mitgliedstaaten ab; 

 

Abänderung  9 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 3 – Buchstabe c 

 

Von 14 Mitgliedstaaten  vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

c) es stellt nach Maßgabe der Verfahren 

nach den Artikel 8, 9 und 10, insbesondere 

über ein geeignetes 

Telekommunikationsnetz ständig eine 

Reihe grundlegender Angaben in 

aktualisierter Form zur Verfügung. 

c) es stellt nach Maßgabe der Verfahren 

nach den Artikeln 8 und 9 insbesondere 

über eine IT-Anwendung ständig eine 

Reihe grundlegender Angaben in 

aktualisierter Form zur Verfügung und 

gewährleistet gesicherte 

Telekommunikationsverbindungen gemäß 

Artikel 10. 



Abänderung  10 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 4 – Überschrift 

 

Von 14 Mitgliedstaaten  vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

Aufgaben der Kontaktstellen und der 

nationalen Anlaufstelle 

Aufgaben der Kontaktstellen, der 

nationalen Anlaufstellen und der 

Informationskontaktstellen  

Abänderung  11 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 4 Absatz 1 

 

Von 14 Mitgliedstaaten  vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

1. Die Kontaktstellen und die nationale 

Anlaufstelle sind aktive Vermittler, die die 

justizielle Zusammenarbeit zwischen den 

Mitgliedstaaten insbesondere bei der 

Verfolgung der schweren Kriminalität 

erleichtern sollen. Sie stehen den örtlichen 

Justizbehörden und den anderen 

zuständigen Behörden ihres Landes, den 

Kontaktstellen der anderen Länder sowie 

den örtlichen Justizbehörden und den 

anderen zuständigen Behörden in anderen 

Ländern für die Herstellung möglichst 

zweckdienlicher Direktkontakte zur 

Verfügung.  

1. Die Kontaktstellen sind aktive 

Vermittler, die die justizielle 

Zusammenarbeit zwischen den 

Mitgliedstaaten insbesondere bei der 

Verfolgung der schweren Kriminalität 

erleichtern sollen. Sie stehen den örtlichen 

Justizbehörden und den anderen 

zuständigen Behörden ihres Landes, den 

Kontaktstellen der anderen Länder sowie 

den örtlichen Justizbehörden und den 

anderen zuständigen Behörden in anderen 

Ländern für die Herstellung möglichst 

zweckdienlicher Direktkontakte zur 

Verfügung.  

Auf der Grundlage einer Übereinkunft 

zwischen den betreffenden Behörden 

können sie die Kontaktstellen der anderen 

Mitgliedstaaten aufsuchen, soweit dies 

erforderlich ist. 

Sie können die Kontaktstellen der anderen 

Mitgliedstaaten aufsuchen, soweit dies 

erforderlich ist, um wertvolle Erfahrungen 

und Probleme speziell betreffend das 

Funktionieren des Netzes in den 

einzelnen Mitgliedstaaten auszutauschen. 



Abänderung  12 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 4 – Absatz 2 

 

Von 14 Mitgliedstaaten  vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

2. Die Kontaktstellen und die nationale 

Anlaufstelle stellen den örtlichen 

Justizbehörden ihres Landes, den Kontakt-

stellen in anderen Ländern und den 

örtlichen Justizbehörden in anderen 

Ländern die erforderlichen rechtlichen und 

praktischen Informationen zur Verfügung, 

um es ihnen zu ermöglichen, ein Ersuchen 

um justizielle Zusammenarbeit effizient 

vorzubereiten, oder um die justizielle 

Zusammenarbeit im Allgemeinen zu 

verbessern. 

2. Die Kontaktstellen stellen den örtlichen 

Justizbehörden ihres Landes, den Kontakt-

stellen in anderen Ländern und den 

örtlichen Justizbehörden in anderen 

Ländern die erforderlichen rechtlichen und 

praktischen Informationen zur Verfügung, 

um es ihnen zu ermöglichen, ein Ersuchen 

um justizielle Zusammenarbeit effizient 

vorzubereiten, oder um die justizielle 

Zusammenarbeit im Allgemeinen zu 

verbessern. 

Abänderung  13 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 4 – Absatz 3 

 

Von 14 Mitgliedstaaten  vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

3. Die Kontaktstellen und die nationale 

Anlaufstelle führen auf ihrer jeweiligen 

Ebene in Zusammenarbeit mit dem 

Europäischen Netz für die Aus- und 

Fortbildung von Richtern und 

Staatsanwälten Schulungsveranstaltungen 

über justizielle Zusammenarbeit für die 

zuständigen Behörden ihres Mitgliedstaates 

durch. 

3. Die Kontaktstellen werden auf ihrer 

jeweiligen Ebene, gegebenenfalls in 

Zusammenarbeit mit dem Europäischen 

Netz, in die Organisation und Förderung 

von Schulungsveranstaltungen über 

justizielle Zusammenarbeit zur Aus- und 

Fortbildung von Richtern und 

Staatsanwälten für die zuständigen 

Behörden ihres Mitgliedstaates 

einbezogen. 



Abänderung  14 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 4 – Absatz 3 a (neu) 

 

Von 14 Mitgliedstaaten  vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

 3a. Die Kontaktstellen verbessern die 

Koordinierung der justitiellen 

Zusammenarbeit in Fällen, in denen 

aufgrund mehrerer Anträge der örtlichen 

Justizbehörden eines Mitgliedstaats ein 

koordiniertes Vorgehen in einem anderen 

Mitgliedstaat erforderlich ist. 

Abänderung  15 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 4 – Absatz 3 b (neu) 

 

Von 14 Mitgliedstaaten  vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

 3b. Die nationalen Anlaufstellen haben 

neben ihren in den Absätzen 1 bis 3a 

genannten Aufgaben als Kontaktstellen 

noch folgende Zuständigkeiten: 

 a) sie sind in ihrem jeweiligen 

Mitgliedstaat für Fragen zuständig, die 

das interne Funktionieren des Netzes 

betreffen, wozu auch die Koordinierung 

von Auskunftsersuchen und Antworten 

der zuständigen Behörden der 

Mitgliedstaaten gehört; 

 b) sie tragen die Verantwortung für die 

Kontakte mit dem Sekretariat des 

Europäischen Justiziellen Netzes, was die 

Teilnahme an den Treffen gemäß Artikel 

6 einschließt; 



 c) sie nehmen zur Benennung neuer 

Kontaktstellen Stellung, wenn sie von 

ihrem jeweiligen Mitgliedstaat dazu 

aufgefordert werden. 

 

Abänderung  16 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 4 – Absatz 3 c (neu) 

 

Von 14 Mitgliedstaaten  vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

 3c. Die nationalen 

Informationskontaktstellen gewährleisten 

neben ihren Aufgaben als Kontaktstellen 

gemäß Artikel 1 bis 3a, dass die 

Information betreffend ihren jeweiligen 

Mitgliedstaat und gemäß Artikel 8 

bereitgestellt und gemäß Artikel 9 

aktualisiert wird. 

Abänderung  17 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 5 – Überschrift 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

Zweck der regelmäßigen Sitzungen der 

Kontaktstellen 

Plenarsitzungen der Kontaktstellen 



Abänderung  18 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 5 – Absatz 1 – Einleitung 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

1. Die regelmäßigen Sitzungen des 

Europäischen Justiziellen Netzes, zu denen 

mindestens zwei Kontaktstellen aus jedem 

Mitgliedstaat eingeladen werden, sollen 

1. Die Plenarsitzungen des Europäischen 

Justiziellen Netzes, zu denen mindestens 

drei Kontaktstellen aus jedem 

Mitgliedstaat eingeladen werden, sollen 

Abänderung  19 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 5 – Absatz 2 a (neu) 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

 2a. Die Plenarsitzungen finden 

regelmäßig mindestens dreimal jährlich 

statt. Einmal jährlich kann die Sitzung in 

Brüssel in den Räumlichkeiten des Rates 

nach Maßgabe der Geschäftsordnung des 

Rates abgehalten werden. Zu den 

Sitzungen in den Räumlichkeiten des 

Rates werden zwei Kontaktstellen 

eingeladen. 

 



Abänderung  20 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 5 – Absatz 2 b (neu) 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

 2b. Jedoch können auch Sitzungen in den 

Mitgliedstaaten abgehalten werden, um 

ein Treffen der Kontaktstellen aller 

Mitgliedstaaten mit anderen Behörden 

des Gaststaates als den Kontaktstellen und 

den Besuch besonderer Einrichtungen 

dieses Staates zu ermöglichen, die 

Aufgaben im Rahmen der internationalen 

justiziellen Zusammenarbeit oder bei der 

Bekämpfung bestimmter Formen der 

schweren Kriminalität wahrnehmen. 

 

Abänderung  21 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 6 – Überschrift 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

Häufigkeit der Plenarsitzungen Sitzungen der nationalen Anlaufstellen 



Abänderung  22 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 6 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

Das Europäische Justizielle Netz tritt als 

Plenum in der Zusammensetzung der 
nationalen Anlaufstellen auf Ad-hoc-Basis 

regelmäßig mindestens einmal im Jahr und 

entsprechend dem von seinen Mitgliedern 

festgestellten Bedarf auf Einladung des 

Ratsvorsitzes, der auch den Wünschen der 

Mitgliedstaaten betreffend ein 

Zusammentreten des Netzes Rechnung 

trägt, zusammen. 

Die nationalen Anlaufstellen treffen auf 

Ad-hoc-Basis regelmäßig mindestens 

einmal im Jahr und entsprechend dem von 

ihnen festgestellten Bedarf auf Einladung 

des Ratsvorsitzes, der auch den Wünschen 

der Mitgliedstaaten betreffend ein 

Zusammentreten des Netzes Rechnung 

trägt, zusammen. In diesen Sitzungen 

werden mit ihren Aufgaben gemäß Artikel 

4 Absatz 3b verbundene Fragen erörtert, 

einschließlich dem Thema, wie der 

Zugang zu gesicherten 

Telekommunikationsverbindungen 

optimiert und für alle zuständigen 

Justizbehörden gewährleistet werden 

kann.  

Abänderung  23 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 7 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

Artikel 7 entfällt 

Sitzungsort  

1. Die Sitzungen können in Brüssel am 

Sitz des Rates nach Maßgabe der 

Geschäftsordnung des Rates abgehalten 

werden. 

 

2. Jedoch können auch Sitzungen in den 

Mitgliedstaaten abgehalten werden, um 

 



ein Treffen der Kontaktstellen aller 

Mitgliedstaaten mit anderen Behörden 

des Gaststaates als den Kontaktstellen und 

den Besuch besonderer Einrichtungen 

dieses Staates zu ermöglichen, die 

Aufgaben im Rahmen der internationalen 

justiziellen Zusammenarbeit oder bei der 

Bekämpfung bestimmter Formen der 

schweren Kriminalität wahrnehmen. 

Abänderung  24 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 8 – Überschrift 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

Inhalt der im Rahmen des Europäischen 

Justiziellen Netzes verbreiteten 

Informationen 

Vom Europäischen Justiziellen Netz 

bereitgestellte Informationen 

 

Abänderung  25 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 8 – Einleitung 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

Das Europäische Justizielle Netz stellt den 

Kontaktstellen und den zuständigen 

Justizbehörden folgende Informationen zur 

Verfügung: 

Das Sekretariat des Europäischen 

Justiziellen Netzes stellt den 

Kontaktstellen und den zuständigen 

Justizbehörden folgende Informationen zur 

Verfügung: 

Abänderung  26 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 



Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 8 – Nummer 2 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

2. ein EDV-Instrument, mit dem die 

ausstellende Behörde eines Mitgliedstaats 

die zuständige Behörde in einem anderen 

Mitgliedstaat ermitteln kann, die ihr 

Ersuchen um justizielle Zusammenarbeit, 

einschließlich Europäischer Haftbefehle, 

Europäischer Beweisanordnungen, 

Entscheidungen über das Einfrieren von 

Vermögensgegenständen und Ersuchen um 

Rechtshilfe, erhalten und ausführen soll; 

2. Informationen, mit denen die 

ausstellende Behörde eines Mitgliedstaats 

die zuständige Behörde in einem anderen 

Mitgliedstaat mittels eines EDV-

Instruments ermitteln kann, die ihr 

Ersuchen um justizielle Zusammenarbeit, 

einschließlich Europäischer Haftbefehle, 

Europäischer Beweisanordnungen, 

Entscheidungen über das Einfrieren von 

Vermögensgegenständen und Ersuchen um 

Rechtshilfe, erhalten und ausführen soll; 

 

Abänderung  27 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 10 – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

b) ein gesichertes 

Telekommunikationsnetz für die operative 

Arbeit der Kontaktstellen des 

Europäischen Justiziellen Netzes installiert 

wird. 

b) gesicherte 

Telekommunikationsverbindungen für die 

operative Arbeit des Europäischen 

Justiziellen Netzes installiert werden. 

Abänderung  28 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 10 – Absatz 1 – Buchstabe c 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 



c) das gesicherte Telekommunikationsnetz 

den Fluss der Daten und aller Ersuchen um 

justizielle Zusammenarbeit zwischen den 

Mitgliedstaaten sowie zwischen ihnen und 

den nationalen Mitgliedern, nationalen 

Anlaufstellen von Eurojust und den von 

Eurojust benannten Verbindungsrichtern 

und -staatsanwälten ermöglicht. 

c) die gesicherten 

Telekommunikationsverbindungen den 

Fluss der Daten und aller Ersuchen um 

justizielle Zusammenarbeit zwischen den 

Mitgliedstaaten sowie zwischen ihnen und 

den nationalen Mitgliedern, nationalen 

Anlaufstellen von Eurojust und den von 

Eurojust benannten Verbindungsrichtern 

und -staatsanwälten ermöglichen. 

 

Abänderung  29 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 10 – Absatz 2 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

2. Das in Absatz 1 genannte gesicherte 

Telekommunikationsnetz kann auch von 

den nationalen Anlaufstellen, den 

nationalen Anlaufstellen für 

Terrorismusfragen, den nationalen 

Mitgliedern von Eurojust und den von 

Eurojust benannten Verbindungsrichtern 

und -staatsanwälten für ihre operative 

Arbeit genutzt werden. Es kann mit dem 

Fallverwaltungssystem von Eurojust 

verknüpft werden, auf das Artikel 16 des 

Beschlusses 2002/187/JI Bezug nimmt. 

2. Die in Absatz 1 genannten gesicherten 

Telekommunikationsverbindungen 

können auch von den nationalen 

Anlaufstellen, den nationalen Anlaufstellen 

für Terrorismusfragen, den nationalen 

Mitgliedern von Eurojust und den von 

Eurojust benannten Verbindungsrichtern 

und -staatsanwälten für ihre operative 

Arbeit genutzt werden. Sie können mit 

dem Fallverwaltungssystem von Eurojust 

verknüpft werden, auf das Artikel 16 des 

Beschlusses 2002/187/JI Bezug nimmt. 

 



Abänderung  30 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 10 – Absatz 2 a (neu) 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

 2a. Die Nutzung gesicherter 

Telekommunikationsverbindungen 

schließt direkte Kontakte zwischen 

Kontaktstellen oder zwischen den 

zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 

nicht aus. 

Abänderung  31 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 11 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

a) Eurojust hat Zugriff auf die zentral 

erfassten Informationen des Europäischen 

Justiziellen Netzes gemäß Artikel 8 dieses 

Beschlusses und auf das gemäß Artikel 10 

dieses Beschlusses installierte gesicherte 

Telekommunikationsnetz. 

a) Eurojust hat Zugriff auf die zentral 

erfassten Informationen des Europäischen 

Justiziellen Netzes gemäß Artikel 8 dieses 

Beschlusses und auf die gemäß Artikel 10 

dieses Beschlusses installierten 

gesicherten 

Telekommunikationsverbindungen. 

 



Abänderung  32 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 11 – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

b) Unbeschadet des Artikels 13 des 

Beschlusses 2002/187/JI und nach 

Artikel 4 Absatz 4 dieses Beschlusses 

unterrichten die Kontaktstellen des 

Europäischen Justiziellen Netzes Eurojust 

auf Einzelfallbasis über Fälle, die zwei 

Mitgliedstaaten betreffen und in die 

Zuständigkeit von Eurojust fallen: 

b) Neben der Verpflichtung, 

Informationen gemäß Artikel 13 des 

Beschlusses 2002/187/JI zu übermitteln, 

unterrichten die Kontaktstellen des 

Europäischen Justiziellen Netzes ihr 

nationales Mitglied bei Eurojust auf 

Einzelfallbasis über alle anderen Fälle, die 

Eurojust besser zu erledigen imstande 

sein dürfte. 

– bei möglicherweise auftretenden 

Kompetenzkonflikten 

 

oder  

– bei Ablehnung eines Ersuchens um 

justizielle Zusammenarbeit, einschließlich 

Europäischer Haftbefehle, Europäischer 

Beweisanordnungen, Entscheidungen 

über das Einfrieren von 

Vermögensgegenständen und Ersuchen 

um Rechtshilfe. 

 

 

Abänderung  33 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 11 – Absatz 1 – Buchstabe c 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

c) Die Kontaktstellen des Europäischen 

Justiziellen Netzes unterrichten Eurojust 

auf Einzelfallbasis ferner über alle Fälle, 

die in die Zuständigkeit von Eurojust 

fallen und mindestens drei 

entfällt 



Mitgliedstaaten betreffen. 

 

Abänderung  34 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 11 – Absatz 1 – Buchstabe f 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

f) Die nationalen Mitglieder von Eurojust 

können an den Sitzungen des Europäischen 

Justiziellen Netzes auf dessen Einladung 

hin teilnehmen. Kontaktstellen des 

Europäischen Justiziellen Netzes können 

auf Einzelfallbasis zu den Sitzungen von 

Eurojust eingeladen werden. 

f) Die nationalen Mitglieder von Eurojust 

können an den Sitzungen des Europäischen 

Justiziellen Netzes auf dessen Einladung 

hin teilnehmen. Auch können die 

Kontaktstellen des Europäischen 

Justiziellen Netzes auf Einladung von 

Eurojust an dessen Sitzungen teilnehmen. 

 

Abänderung  35 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 11 a (neu) 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

 Artikel 11a 

 Datenschutz 

 1. Beim Austausch personenbezogener 

Daten zwischen den zuständigen 

Behörden oder den Kontaktstellen der 

Mitgliedstaaten müssen diese 

gewährleisten, dass:  

 – die empfangende zuständige Behörde 

die Daten ausschließlich für die Zwecke 

verarbeitet, für die diese zur Verfügung 

gestellt wurden;   

 – Maßnahmen ergriffen werden, um 



sicherzustellen, dass personenbezogene 

Daten wirksam gegen zufällige oder 

unbefugte Zerstörung, zufälligen Verlust, 

unbefugten Zugang, unbefugte oder 

zufällige Veränderung und unbefugte 

Bekanntgabe geschützt sind. 

 
2. Bestimmte Kategorien von Daten 

(personenbezogene Daten, die Auskunft 

über die rassische oder ethnische 

Herkunft, politische Meinungen, religiöse 

oder philosophische Überzeugungen, 

Partei- oder Gewerkschaftsmitgliedschaft, 

sexuelle Orientierung oder Gesundheit 

beziehungsweise Daten betreffend 

Straftaten, strafrechtliche Verurteilungen 

oder Sicherungsmaßregeln) dürfen nur 

verarbeitet werden, wenn es dringend für 

die Durchführung von Aktivitäten des 

Europäischen Justiziellen Netzes 

erforderlich ist. In diesem Fall müssen 

zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen 

ergriffen werden, wie: 

 – Zugang zu den entsprechenden Daten 

ausschließlich für das für die 

Durchführung der die Verarbeitung 

rechtfertigenden Aufgabe zuständige 

Personal;  

 – starke Verschlüsselung für die 

Übertragung; 

 – Vorratsspeicherung der Daten 

ausschließlich so lange, wie es für die 

zuständigen Behörden und die 

Kontaktstellen zur Erfüllung ihrer 

Aufgabe erforderlich ist.  



 Abänderung  36 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 12 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

Artikel 12 entfällt 

Unterrichtung des Rates und der 

Kommission 

 

Der Verwaltungsdirektor von Eurojust 

und der Vorsitz des Rates berichten dem 

Rat und der Kommission jedes zweite 

Jahr schriftlich über die Tätigkeiten und 

die Verwaltung – einschließlich der 

Haushaltsverwaltung – des Europäischen 

Justiziellen Netzes ab. Zu diesem Zweck 

erstellt der Vorsitz einen 

Zweijahresbericht über die Tätigkeiten 

des Europäischen Justiziellen Netzes und 

über die Probleme im Bereich der 

Kriminalpolitik in der Europäischen 

Union, die sich infolge der Tätigkeiten des 

Europäischen Justiziellen Netzes gezeigt 

haben. In diesem Bericht kann das 

Europäische Justizielle Netz über den 

Vorsitz auch Vorschläge zur 

Verbesserung der justiziellen 

Zusammenarbeit in Strafsachen 

formulieren. Das Europäische Justizielle 

Netz kann ferner Berichte oder sonstige 

Informationen über die Tätigkeit des 

Europäischen Justiziellen Netzes 

vorlegen, die der Rat oder der Vorsitz von 

ihm anfordern kann. 

 

 

Abänderung  37 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 



Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 15 – Überschrift 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

Beurteilung der Funktionsweise des 

Europäischen Justiziellen Netzes 

Berichterstattung an das Europäische 

Parlament und die Kommission und 
Beurteilung der Funktionsweise des 

Europäischen Justiziellen Netzes   

Abänderung  38 

Initiative der Republik Slowenien, der Französischen Republik, der Tschechischen 

Republik, des Königreichs Schweden, des Königreichs Spanien, des Königreichs Belgien, 

der Republik Polen, der Italienischen Republik, des Großherzogtums Luxemburg, des 

Königreichs der Niederlande, der Slowakischen Republik, der Republik Estland, der 

Republik Österreich und der Portugiesischen Republik 

Artikel 15 

 

Von 14 Mitgliedstaaten vorgeschlagener 

Text 

Geänderter Text 

 1. Das Europäische Justizielle Netz 

berichtet dem Europäischen Parlament, 

dem Rat und der Kommission jedes zweite 

Jahr schriftlich über seine Tätigkeiten 

und die Verwaltung – einschließlich der 

Haushaltsverwaltung – des Europäischen 

Justiziellen Netzes. Das Europäische 

Justizielle Netz kann in seiner 

Berichterstattung auch Probleme im 

Bereich der Kriminalitätspolitik in der 

Union, die sich infolge der Tätigkeiten des 

Europäischen Justiziellen Netzes gezeigt 

haben, aufzeigen und ferner Vorschläge 

zur Verbesserung der justiziellen 

Zusammenarbeit in Strafsachen 

unterbreiten.  

 2. Das Europäische Justizielle Netz kann 

ferner Berichte oder sonstige 

Informationen über die Tätigkeit des 

Europäischen Justiziellen Netzes 

vorlegen, die der Rat von ihm anfordern 

kann. 

Der Rat beurteilt alle vier Jahre die 

Tätigkeit des Europäischen Justiziellen 

Netzes anhand eines von der Kommission 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen 

3. Der Rat beurteilt alle vier Jahre die 

Tätigkeit des Europäischen Justiziellen 

Netzes anhand eines von der Kommission 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen 



Justiziellen Netz erstellten Berichts. Justiziellen Netz erstellten Berichts. 

 


